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Legistik

Aktuelle Begutachtungsverfahren
Zum Zeitpunkt des Erscheinens dieses Hefts werden die Begutach-
tungsverfahren zwar schon abgeschlossen sein. Dennoch folgende
Hinweise in gebotener Kürze:1)
Ü Änderung des MinroG

Im MinroG sollen Regelungen über die Beherrschung der Ge-
fahren schwerer Unfälle mit gefährlichen Stoffen sowie die Ein-
führung einer Meldepflicht für schwere Unfälle von in Öster-
reich registrierten Unternehmen bei Offshore-Erdöl- und Erd-
gasaktivitäten außerhalb der EU modifiziert/eingeführt werden
(117/ME 25. GP NR).

Ü Änderung der StörfallinformationsV (StIV)
Hintergrund der Nov ist die geplante Änderung des § 14 UIG.
Durch die Nov zur StIV soll der Rahmen für die Information
betreffend Sicherheitsmaßnahmen und das Verhalten bei ei-
nem schweren Unfall angepasst werden.

Ü Änderung UIG
Die Nov dient der Umsetzung der geänderten Vorgaben für die
Information der Öffentlichkeit betreffend Sicherheitsmaßnah-
men und das Verhalten bei schweren Unfällen, die aufgrund
der Änderungen durch die Seveso-III-RL 2012/18/EU hinsicht-
lich bestimmter Arten von Betrieben, bei denen gewisse gefähr-
liche Stoffe vorhanden sind, erforderlich geworden sind (120/
ME 25. GP NR).

Ü Änderung der V über belastete Gebiete (Luft) gem § 3 Abs 8
UVP-G
Der BMLFUW plant, die V über belastete Gebiete (Luft) nach
zehn Jahren zu aktualisieren.

Ü Nov zu GewO 1994 und IUV
In Umsetzung der Seveso III-RL sollen das EG-K, die GewO
und die IUV geändert werden (101/ME 25. GP NR). Die Ent-
würfe haben prinzipiell folgenden Inhalt: In der GewO sollen
der RL-Text selbst und Anh I Seveso III-RL umgesetzt werden.
Anh II bis VI der RL werden in die IUV 2015 integriert. Mit der
Nov zum EG-K 2013 sollen va Verweise auf die GewO aktuali-
siert werden. Weitere Eckpunkte der Nov sind:
– Verpflichtung des Betriebsinhabers, die notwendigen Maß-
nahmen nach dem Stand der Technik zur Vermeidung
schwerer Unfälle und zur Begrenzung möglicher Unfallfol-
gen zu ergreifen; Planung für Notfälle und Einrichtung von
Organisationsstrukturen zur Vermeidung schwerer Unfälle;

– Dokumentation über die vom Betriebsinhaber ergriffenen
Maßnahmen zur Vermeidung schwerer Unfälle und zur Be-
grenzung möglicher Unfallfolgen;

– behördliche Inspektionen über die Einhaltung der Verpflich-
tungen des Betriebsinhabers.

Judikatur

Zeitliche Grenzen bei der Kumulation?2)

BVwG 20. 4. 2015, W104 2101995–1/11E, Hatric IV, hat obiter –
in Ablehnung der in BVwG 27. 3. 2014, W143 2000181–1/8E,
Windpark Koralpe, vertretenen Auffassung (die 5-Jahres-Zusam-
menrechnungsregel des § 3a Abs 5 UVP-G sei analog auf die Ku-
mulation mit anderen Vorhaben anzuwenden [§ 3 Abs 2, § 3 a

Abs 6 UVP-G]) – ausgesprochen: § 3 Abs 2, § 3 a Abs 6 UVP-G
stellen eben nicht auf die 5-Jahres-Regel ab. Bei der Prüfung ku-
mulativer Effekte sei die bestehende Bebauung unabhängig von ei-
ner zeitlichen Komponente zu berücksichtigen.3)

Fehlende Parteistellung von BI in vereinfachten
UVP-Verfahren nicht unionsrechtswidrig4)

BVwG 21. 4. 2015, W193 2012935–1/10E, hat im Verfahren
Stadttunnel Feldkirch entgegen der Auffassung der 1. Instanz
bzw der hA (vgl zuletzt nur Bachl, Die [betroffene] Öffentlichkeit
im UVP-Verfahren [2014], 310 ff) ausgesprochen, dass der Aus-
schluss der Parteistellung von BI im vereinfachten Verfahren
mit Art 11 UVP-RL vereinbar sei; weder die Aarhus-Konvention
noch Art 11 UVP-RL seien unmittelbar anwendbar, aus diesen Be-
stimmungen sei für den Anlassfall nichts zu gewinnen. Auch die
bisherige Rspr habe am Ausschluss der BI keine Beanstandung ge-
nommen. Die Differenzierung zwischen BI und NGOs sei sachlich
gerechtfertigt. Freilich, das letzte Wort ist zu dieser Rechtsfrage
noch nicht gesprochen.

Tierschutz endet nicht an EU-Grenzen

Mit U v 23. 4. 2015 hat der EuGH in der Rs C-424/13, Zuchtvieh-
Export GmbH, entschieden, dass die Anforderungen an Zeitab-
stände für das Füttern und Tränken sowie an Beförderungs- und
Ruhezeiten beim Transport von Tieren (gem VO [EG] 1/2005)
auch für Strecken außerhalb der EU gelten.

Weiteres

EU-Emissionshandel – Reform ante portas
EU-Ministerrat und EP haben sich in laufenden Trilogverhand-
lungen auf wesentliche Kompromisse geeinigt. Das neue Handels-
regime soll bereits 2019 in Kraft treten. Weiters sollen 900 Mio
Emissionszertifikate, die im Rahmen der Backloadingmaßnahme
vom Markt genommen wurden, direkt in die Marktstabilitätsre-
serve überführt werden. Auch nicht zugewiesene Zertifikate sollen
in die Reserve überführt werden.

Umweltrechtsblog.at
PDDr.Nicolas Raschauer und RADr. Peter Sander
betreiben gemeinsammit dem ÖWAV das Projekt
www.umweltrechtsblog.at, einen Webblog, der
Entwicklungen und Erkenntnisse tagesaktuell ei-
ner breiten Öffentlichkeit zukommen lässt.

RdU
[AKTUELLES]

92 RdU [2015] 03

1) Umweltrechtsblog.at v 26. 3. 2015 bzw 22. 4. 2015 (N. Raschauer).
2) Umweltrechtsblog.at v 4. 5. 2015 (W. Berger).
3) Diese E wurde mittlerweile in einer weiteren E des BVwG v 29. 4. 2015 bestätigt,

die zum Zeitpunkt des Redaktionsschlusses noch nicht veröffentlicht war.
4) Umweltrechtsblog.at v 30. 4. und 5. 5. 2015 (Bachl/N. Raschauer).


